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Gesetz zum Staatsvertrag 
zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg 

und dem Land Schleswig-Holstein
über die Schaffung der planerischen Voraussetzungen

für die Errichtung und den Betrieb eines Freie-Elektronen-Lasers im Röntgenlaserbereich
Vom 30. November 2004

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

Artikel 1
Dem am 28. September 2004 unterzeichneten Staatsvertrag

zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg und dem 
Land Schleswig-Holstein über die Schaffung der planerischen
Voraussetzungen für die Errichtung und den Betrieb eines
Freie-Elektronen-Lasers im Röntgenlaserbereich wird zuge-
stimmt.

Artikel 2
Der Staatsvertrag wird nachstehend mit Gesetzeskraft

veröffentlicht.

Artikel 3
Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem § 11 in Kraft

tritt, ist im Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblatt
bekannt zu geben.

Ausgefertigt Hamburg, den 30. November 2004.

Der Senat
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Vorbemerkung

Die Freie und Hansestadt Hamburg und das Land Schles-
wig-Holstein beabsichtigen, die Stiftung Deutsches Elektro-
nen-Synchrotron DESY mit Sitz in Hamburg-Bahrenfeld bei
der Schaffung der planerischen Voraussetzungen für die vorge-
sehene Errichtung und den Betrieb einer neuen Forschungs-
anlage zu unterstützen. Mit diesem Staatsvertrag werden die
Rechtsgrundlagen für das Zulassungsverfahren geschaffen.

Bei der Forschungsanlage handelt es sich um einen Freie-
Elektronen-Laser, der extrem intensives Licht im Röntgen-
bereich erzeugt (im Folgenden kurz „Röntgenlaser“ genannt).
Die Errichtung der Anlage wurde vom Wissenschaftsrat wegen
ihrer forschungs- und technologiepolitischen Bedeutung emp-
fohlen. Ihr Zweck ist die Ausnutzung innovativer Beschleuni-
gertechnologie für die anwendungsorientierte Grundlagenfor-
schung und die Erschließung neuer Nutzanwendungen für die
Forschung mit Photonen. Die Anlage mit einem insgesamt
etwa 3,5 km langen Tunnelbauwerk soll im Bereich des DESY-
Geländes in Hamburg-Bahrenfeld beginnen und im Süden der
Stadt Schenefeld (Schleswig-Holstein, Kreis Pinneberg) mit
einer Experimentierhalle enden. Das Bundesministerium für
Bildung und Forschung hat für eine finanzielle Beteiligung
eine Zusage erteilt.

Die vorbereitende Planung für den Röntgenlaser erfolgt
durch DESY Hamburg, an dessen Finanzierung die Freie und
Hansestadt Hamburg derzeit mit 10 Prozent beteiligt ist. Für
die Errichtung, den Betrieb und die Finanzierung der Maß-
nahme soll ein internationales Konsortium gegründet werden. 

§ 1

Anwendungsbereich, anzuwendende Rechtsvorschriften,
Zuständigkeit

(1) Der Röntgenlaser einschließlich der für seinen Betrieb
notwendigen Anlagen (Betriebsanlagen des Röntgenlasers)
darf nur gebaut und betrieben werden, wenn der Plan zuvor
festgestellt ist. Die Feststellung des Plans für die Erstanlage
und den Betrieb erfolgen in einem gemeinsamen Planfeststel-
lungsverfahren für die auf dem Gebiet der Freien und Hanse-
stadt Hamburg und dem Land Schleswig-Holstein gelegenen
Anlagenteile.

(2) Für das Planfeststellungsverfahren gelten die Vorschrif-
ten des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) vom 25. Mai
1976 (BGBl. I S. 1253), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102).

(3) Bei der Planfeststellung sind die von dem Vorhaben
berührten öffentlichen und privaten Belange im Rahmen der
Abwägung zu berücksichtigen; es ist eine integrierte Umwelt-
verträglichkeitsprüfung entsprechend den Vorschriften des
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)
vom 12. Februar 1990 (BGBl. I S. 205), neugefasst durch
Bekanntgabe vom 5. September 2001 (BGBl. I, S. 2350), zuletzt
geändert am 18. Juni 2002 (BGBl. I S. 1914), durchzuführen.
Der Planfeststellungsbeschluss schließt alle anderen behörd-
lichen Entscheidungen, insbesondere auch die nach der Strah-
lenschutzverordnung erforderliche Errichtungs- und Betriebs-
genehmigung mit ein.

(4) An Stelle eines Planfeststellungsbeschlusses kann eine
Plangenehmigung erteilt werden, wenn

1. Rechte anderer nicht oder nicht wesentlich beeinträchtigt
werden oder die Betroffenen sich mit der Inan-
spruchnahme ihres Eigentums oder eines anderen Rechts
schriftlich einverstanden erklärt haben und

2. mit den Trägern öffentlicher Belange, deren Aufgaben-
bereich berührt wird, das Benehmen hergestellt worden ist.

Die Plangenehmigung hat die Rechtswirkung der Planfeststel-
lung; auf ihre Erteilung finden die Vorschriften über das Plan-
feststellungsverfahren keine Anwendung. Vor Erhebung einer
verwaltungsgerichtlichen Klage bedarf es keiner Nachprüfung
in einem Vorverfahren. § 75 Absatz 4 des VwVfG gilt entspre-
chend.

(5) Planfeststellung und Plangenehmigung entfallen in Fäl-
len von unwesentlicher Bedeutung. Fälle unwesentlicher
Bedeutung liegen insbesondere vor, wenn 

1. andere öffentliche Belange nicht berührt sind oder die
erforderlichen behördlichen Entscheidungen vorliegen
und sie dem Plan nicht entgegenstehen und

2. Rechte anderer nicht beeinträchtigt werden oder mit den
vom Plan Betroffenen entsprechende Vereinbarungen
getroffen worden sind.

(6) Planfeststellungsbehörde und Anhörungsbehörde ist
das Landesbergamt in Clausthal-Zellerfeld. Bauaufsichts-
behörden sind für die unterirdischen Bauwerke des Röntgen-
lasers das Landesbergamt, für die oberirdischen Bauwerke der
Landrat des Kreises Pinneberg für den Kreis Pinneberg und
das Bezirksamt Altona für das hamburgische Gebiet. Die
Zuständigkeitsanordnungen der beteiligten Länder sind
entsprechend zu treffen.

Staatsvertrag
zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg 

und dem Land Schleswig-Holstein
über die Schaffung der planerischen Voraussetzungen 

für die Errichtung und den Betrieb eines Freie-Elektronen-Lasers 
im Röntgenlaserbereich

Die Freie und Hansestadt Hamburg,
vertreten durch den Senat

und das Land Schleswig-Holstein,
vertreten durch die Ministerpräsidentin

des Landes Schleswig-Holstein,

schließen vorbehaltlich der Zustimmung ihrer gesetzgebenden Körperschaften nachstehenden Staatsvertrag:
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§ 2
Schutzbereich

In einem Schutzbereich in einer beidseitig der Tunnelkante
gemessenen Breite von bis zu 6 m und nach oben in einer von
der Tunneloberkante gemessenen Höhe von bis zu 9 m dürfen
über die vorhandene Bebauung hinaus keine Bauwerke errich-
tet werden. Die genauen Abmessungen des Schutzbereichs
sind Gegenstand des Planfeststellungsverfahrens. Es sind alle
Maßnahmen zu unterlassen, die den Bestand des Tunnels und
den Betrieb beeinträchtigen oder gefährden könnten.

§ 3
Vorarbeiten

(1) Eigentümerinnen und Eigentümer sowie sonstige Nut-
zungsberechtigte haben zur Vorbereitung der Planung des Vor-
habens auf ihren Grundstücken notwendige Vermessungen,
Boden- und Grundwasseruntersuchungen einschließlich der
vorübergehenden Anbringung von Markierungszeichen und
sonstige Vorarbeiten durch den Träger des Vorhabens oder von
ihm Beauftragte zu dulden. Arbeits-, Betriebs- oder Geschäfts-
räume dürfen zu diesem Zweck während der jeweiligen
Arbeits-, Geschäfts- oder Aufenthaltszeiten nur in Anwesen-
heit der Nutzungsberechtigten nach Satz 1 oder einer oder eines
Beauftragten, Wohnungen nur mit Zustimmung der Woh-
nungsinhaberin oder des Wohnungsinhabers betreten werden. 

(2) Die Absicht, Vorarbeiten auszuführen, ist den Nut-
zungsberechtigten nach Absatz 1 auf Kosten des Trägers des
Vorhabens mindestens zwei Wochen vorher unmittelbar oder
durch ortsübliche Bekanntmachung auf Kosten des Trägers
des Vorhabens bekannt zu machen. 

(3) Entstehen durch eine nach Absatz 1 zulässige Maß-
nahme einem Nutzungsberechtigten nach Absatz 1 unmittel-
bare Vermögensnachteile, so hat der Träger des Vorhabens eine
angemessene Entschädigung in Geld zu leisten. Kommt eine
Einigung über die Geldentschädigung nicht zustande, so setzt
die jeweils nach Landesrecht zuständige Behörde auf Antrag
des Trägers des Vorhabens oder der bzw. des Nutzungsberech-
tigten die Entschädigung fest. Vor der Entscheidung sind die
Beteiligten zu hören. Der Entschädigungsanspruch verjährt in
einem Jahr, die Verjährung beginnt mit dem Ablauf des Jahres,
in dem der Schaden eingetreten ist; die §§ 202 bis 218 des
Bürgerlichen Gesetzbuches gelten entsprechend.

§ 4
Veränderungssperre, Vorkaufsrecht

(1) Vom Beginn der Auslegung der Pläne im Planfest-
stellungsverfahren oder von dem Zeitpunkt an, zu dem den
Betroffenen Gelegenheit gegeben wird, den Plan einzusehen 
(§ 73 Absatz 3 VwVfG), dürfen auf den vom Plan betroffenen
Flächen bis zu ihrer Inanspruchnahme wesentlich wertstei-
gernde oder die geplante Baumaßnahmen erheblich erschwe-
rende Veränderungen nicht vorgenommen werden (Verände-
rungssperre). Veränderungen, die in rechtlich zulässiger Weise
vorher begonnen worden oder von einer wirksamen Genehmi-
gung erfasst sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung
einer bisher ausgeübten Nutzung werden davon nicht berührt.
Unzulässige Veränderungen bleiben bei der Anordnung von
Vorkehrungen und Anlagen und im Entschädigungsverfahren
unberücksichtigt.

(2) Dauert die Veränderungssperre länger als vier Jahre, so
können die Eigentümerinnen und Eigentümer für die dadurch
entstandenen Vermögensnachteile vom Träger des Vorhabens
eine angemessene Entschädigung in Geld verlangen. Sie kön-
nen anstelle einer Entschädigung in Geld vom Träger des Vor-

habens die Übernahme der von dem Plan betroffenen Flächen
verlangen, wenn es ihnen mit Rücksicht auf die Veränderungs-
sperre wirtschaftlich nicht zuzumuten ist, die Grundstücke in
der bisherigen oder einer anderen zulässigen Art zu nutzen.
Kommt keine Einigung über die Übernahme zustande, so kön-
nen die Eigentümerinnen und Eigentümer den Antrag auf
Entziehung des Eigentums an den Flächen bei der örtlich
zuständigen Enteignungsbehörde stellen.

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 steht dem Träger des
Vorhabens ein Vorkaufsrecht an den betroffenen Flächen zu.
Die §§ 463 bis 473 des Bürgerlichen Gesetzbuches sind anzu-
wenden.

(4) Abweichend von Absatz 3 Satz 2 kann der Träger des
Vorhabens den zu zahlenden Betrag nach dem Verkehrswert
des Grundstücks im Zeitpunkt des Kaufes bestimmen, wenn
der vereinbarte Kaufpreis den Verkehrswert in einer dem
Rechtsverkehr erkennbaren Weise deutlich überschreitet. In
diesem Fall ist die bzw. der Verpflichtete berechtigt, bis zum
Ablauf eines Monats nach Unanfechtbarkeit des Verwaltungs-
aktes über die Ausübung des Vorkaufsrechts vom Vertrag
zurückzutreten. Auf das Rücktrittsrecht sind die §§ 346 bis 354
des Bürgerlichen Gesetzbuches entsprechend anzuwenden.
Tritt die bzw. der Verpflichtete vom Vertrag zurück, trägt der
Träger des Vorhabens die Kosten des Vertrages auf der Grund-
lage des Verkehrswertes.

§ 5

Planfeststellungsverfahren

(1) Nachdem der Träger des Vorhabens die vollständigen
Planunterlagen für das Planfeststellungsverfahren bei der
Planfeststellungs- und Anhörungsbehörde eingereicht hat,
veranlasst die Behörde innerhalb eines Monats die Einholung
von Stellungnahmen der Behörden, deren Aufgabenbereich
durch das Vorhaben berührt wird, sowie die Auslegung des
Plans in der Stadt Schenefeld des Landes Schleswig-Holstein
sowie im Bezirksamt Altona der Freien und Hansestadt Ham-
burg.

(2) Die Behörden, deren Aufgabenbereich durch das Vor-
haben berührt wird, haben ihre Stellungnahme innerhalb
einer von der Anhörungsbehörde zu setzenden Frist abzu-
geben, die drei Monate nicht übersteigen darf. 

(3) Die Stadt Schenefeld sowie das Bezirksamt Altona der
Freien und Hansestadt Hamburg legen den Plan innerhalb von
drei Wochen nach Zugang für die Dauer eines Monats zur Ein-
sicht aus. Sie machen die Auslegung vorher ortsüblich
bekannt.

(4) Die Erörterung nach § 73 Absatz 6 VwVfG hat die
Anhörungsbehörde innerhalb von drei Monaten nach Ablauf
der Einwendungsfrist abzuschließen.

(5) Bei der Änderung von Betriebsanlagen des Röntgenla-
sers kann von einer förmlichen Erörterung im Sinne des § 73
Absatz 6 VwVfG und des § 9 Absatz 1 Satz 2 UVPG abgesehen
werden. Vor dem Abschluss des Planfeststellungsverfahrens ist
den Einwenderinnen und Einwendern Gelegenheit zur Äuße-
rung zu geben.

(6) Einwendungen gegen den Plan, die nach Ablauf der
Einwendungsfrist erhoben werden und nicht auf besonderen
privatrechtlichen Titeln beruhen, sind ausgeschlossen. Hier-
auf ist in der Bekanntmachung der Auslegung oder der Ein-
wendungsfrist hinzuweisen. Nach dem Erörterungstermin ein-
gehende Stellungnahmen der Behörden dürfen bei der Fest-
stellung des Plans nicht berücksichtigt werden; dies gilt nicht,
wenn später von einer Behörde vorgebrachte öffentliche
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Belange der Planfeststellungsbehörde auch ohne ihr Vorbrin-
gen bekannt sind oder hätten bekannt sein müssen oder für die
Rechtmäßigkeit der Entscheidung von Bedeutung sind.

§ 6

Planfeststellungsbeschluss

(1) Mängel bei der Abwägung der von dem Vorhaben
berührten öffentlichen und privaten Belange sind nur erheb-
lich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis
von Einfluss gewesen sind. Erhebliche Mängel bei der Abwä-
gung oder eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften führen nur dann zur Aufhebung des Planfeststel-
lungsbeschlusses, wenn sie nicht durch Planergänzung oder
durch ein ergänzendes Verfahren behoben werden können; die
§§ 45 und 46 VwVfG bleiben unberührt.

(2) Der Planfeststellungsbeschluss ist dem Träger des Vor-
habens, den bekannten Betroffenen und denjenigen, über
deren Einwendungen entschieden worden ist, mit Rechts-
behelfsbelehrung zuzustellen; die Vorschriften des VwVfG
bleiben im Übrigen unberührt.

(3) Die Rechtswirkungen des § 75 Absatz 1 Satz 1 VwVfG
gelten auch gegenüber nach Bundesrecht notwendigen Ent-
scheidungen.

(4) Wird mit der Durchführung des Plans nicht innerhalb
von fünf Jahren nach Eintritt der Unanfechtbarkeit begonnen,
so tritt er außer Kraft, es sei denn, er wird vorher auf Antrag
durch den Träger des Vorhabens von der Planfeststellungs-
behörde um höchstens fünf Jahre verlängert. Vor der Entschei-
dung ist eine auf den Antrag begrenzte Anhörung nach dem
für die Planfeststellung vorgeschriebenen Verfahren durchzu-
führen. Für die Zustellung und Auslegung sowie die Anfech-
tung der Entscheidung über die Verlängerung sind die Bestim-
mungen über den Planfeststellungsbeschluss entsprechend
anzuwenden.

(5) Die Anfechtungsklage gegen einen Planfeststellungsbe-
schluss für den Bau oder die Änderung des Röntgenlasers
einschließlich der zu seinem Betrieb notwendigen Anlagen hat
keine aufschiebende Wirkung.

§ 7

Vorzeitige Besitzeinweisung

(1) Ist der sofortige Beginn von Bauarbeiten geboten und
weigert sich die Eigentümerin oder der Eigentümer oder die
Besitzerin oder der Besitzer, den Besitz eines für den Bau oder
die Änderung des Röntgenlasers einschließlich der für seinen
Betrieb notwendigen Anlagen benötigten Grundstücks durch
Vereinbarung unter Vorbehalt aller Entschädigungsansprüche
zu überlassen, so hat die örtlich zuständige Enteignungs-
behörde den Träger des Vorhabens auf Antrag nach Fest-
stellung des Plans in den Besitz einzuweisen. Der Planfest-
stellungsbeschluss muss vollziehbar sein. Weiterer Voraus-
setzungen bedarf es nicht.

(2) Die Enteignungsbehörde hat spätestens sechs Wochen
nach Eingang des Antrages auf Besitzeinweisung mit den
Beteiligten mündlich zu verhandeln. Hierzu sind die Antrag-
stellerin oder der Antragsteller und die Betroffenen zu laden.
Dabei ist den Betroffenen der Antrag auf Besitzeinweisung
mitzuteilen. Die Ladungsfrist beträgt drei Wochen. Mit der
Ladung sind die Betroffenen aufzufordern, etwaige Einwen-
dungen gegen den Antrag vor der mündlichen Verhandlung
bei der Enteignungsbehörde einzureichen. Sie sind außerdem
darauf hinzuweisen, dass auch bei Nichterscheinen über 
den Antrag auf Besitzeinweisung und andere im Verfahren zu
erledigende Anträge entschieden werden kann.

(3) Soweit der Zustand des Grundstücks von Bedeutung ist,
hat die Enteignungsbehörde diesen bis zum Beginn der münd-
lichen Verhandlung in einer Niederschrift festzustellen oder
durch eine Sachverständige oder einen Sachverständigen
ermitteln zu lassen. Den Beteiligten ist eine Abschrift der Nie-
derschrift oder des Ermittlungsergebnisses zu übersenden.

(4) Der Beschluss über die Besitzeinweisung ist der Antrag-
stellerin oder dem Antragsteller und den Betroffenen spätes-
tens zwei Wochen nach der mündlichen Verhandlung zuzustel-
len. Die Besitzeinweisung wird in dem von der Enteignungs-
behörde bezeichneten Zeitpunkt wirksam. Dieser Zeitpunkt
soll auf höchstens zwei Wochen nach Zustellung der Anord-
nung über die vorzeitige Besitzeinweisung an die unmittelbare
Besitzerin oder den unmittelbaren Besitzer festgesetzt werden.
Durch die Besitzeinweisung wird der Besitzerin oder dem
Besitzer der Besitz entzogen und der Träger des Vorhabens
Besitzer. Der Träger des Vorhabens darf auf dem Grundstück
das im Antrag auf Besitzeinweisung bezeichnete Vorhaben
durchführen und die dafür erforderlichen Maßnahmen treffen.

(5) Der Träger des Vorhabens hat für die durch die vorzei-
tige Besitzeinweisung entstehenden Vermögensnachteile Ent-
schädigung zu leisten, soweit die Nachteile nicht durch die
Verzinsung der Geldentschädigung für die Entziehung oder
Beschränkung des Eigentums oder eines anderen Rechtes aus-
geglichen werden. Art und Höhe der Entschädigung sind von
der Enteignungsbehörde in einem Beschluss festzusetzen.

(6) Wird der festgestellte Plan aufgehoben, so ist auch die
vorzeitige Besitzeinweisung aufzuheben und die vorherige
Besitzerin oder der vorherige Besitzer wieder in den Besitz ein-
zuweisen. Der Träger des Vorhabens hat für alle durch die
Besitzeinweisung entstandenen besonderen Nachteile Ent-
schädigung zu leisten.

(7) Auf das Verfahren der vorzeitigen Besitzeinweisung
sind für den Fall der Veräußerung des für den Bau und den
Ausbau des Röntgenlasers benötigten Grundstücks die Vor-
schriften der §§ 265 und 325 der Zivilprozessordnung über das
Verfahren bei einer Veräußerung der Streitsache und die
Rechtswirkungen für die Beteiligten und deren Rechtsnachfol-
ger (Erwerber) entsprechend anzuwenden.

(8) Ein Rechtsbehelf gegen eine vorzeitige Besitzeinwei-
sung hat keine aufschiebende Wirkung.

§ 8

Enteignung

(1) Für Zwecke des Baus und des Ausbaus des Röntgen-
lasers einschließlich der für seinen Betrieb notwendigen Anla-
gen ist die Enteignung zulässig, soweit sie zur Ausführung
eines nach § 1 festgestellten Bauvorhabens notwendig ist.
Einer weiteren Feststellung der Zulässigkeit der Enteignung
bedarf es nicht.

(2) Der festgestellte Plan ist dem Enteignungsverfahren
zugrunde zu legen. Der Planfeststellungsbeschluss muss voll-
ziehbar sein. Er ist für die Enteignungsbehörde bindend.

(3) Hat sich eine Beteiligte oder ein Beteiligter mit der
Übertragung oder Beschränkung des Eigentums oder eines
anderen Rechtes schriftlich einverstanden erklärt, so kann das
Entschädigungsverfahren unmittelbar durchgeführt werden.

(4) Im Übrigen gelten die Enteignungsgesetze der Länder.
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§ 9
Überwachung

(1) Die behördliche Überwachung der Anlage ist Aufgabe
der hierfür jeweils nach Landesrecht zuständigen Behörden.
Maßnahmen werden im gegenseitigen Einvernehmen getrof-
fen.

(2) Die nach Absatz 1 zuständigen Behörden unterrichten
einander über alle wichtigen, die Anlage betreffenden
Erkenntnisse.

§ 10

Kostenregelung

(1) Soweit für die durch die Planung und Realisierung des
Vorhabens entstehenden Kosten der Landes- und Kommunal-

behörden der beiden Länder Verwaltungs- und Benutzungs-
gebühren, Entgelte und besondere Auslagen zu erheben wären,
ist der Vorhabenträger von der Pflicht zur Zahlung dieser
Gebühren, Entgelte und Auslagen befreit.

(2) Die Kosten des Landesbergamtes Clausthal-Zellerfeld
werden vom Vorhabenträger getragen und direkt abgerechnet.

§ 11

In-Kraft-Treten

Dieser Staatsvertrag tritt am Ersten des Monats nach Hin-
terlegung der Ratifikationsurkunden in Kraft.

Für den Senat der Freien und Hansestadt Hamburg

Ole von Beust

Erster Bürgermeister

Für das Land Schleswig-Holstein

Heide Simonis

Ministerpräsidentin

Reinbek, den 28. September 2004

Ausgefertigt Hamburg, den 30. November 2004.

Der Senat

Zweites Gesetz
zur Änderung des Hamburgischen Krebsregistergesetzes 

Vom 30. November 2004

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

Das Hamburgische Krebsregistergesetz vom 27. Juni 1984
(HmbGVBl. S. 129, 170), zuletzt geändert am 18. Juli 2001
(HmbGVBl. S. 251, 253), wird wie folgt geändert:

1. In § 2 wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) Das Hamburgische Krebsregister ist berechtigt, Mel-
dungen über Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt
außerhalb Hamburgs an das zuständige Krebsregister oder
dessen Vertrauensstelle weiterzuleiten sowie Meldungen
über Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt in Hamburg

von anderen Krebsregistern oder deren Vertrauensstellen
entgegenzunehmen.“

2. § 4 Absatz 3 wird aufgehoben.

3. In § 9 wird folgender Absatz 7 angefügt:

„(7) Das Hamburgische Krebsregister ist berechtigt, einem
meldenden Arzt oder der meldenden Einrichtung die im
Krebsregister vorhandenen Informationen zum Langzeit-
überleben (lebend bzw. Sterbemonat, Sterbejahr und Todes-
ursache) der benannten Patienten weiterzugeben.“
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Einziger Paragraph
Das Hamburgische Besoldungsgesetz in der Fassung vom 

22. Mai 1978 (HmbGVBl. S. 169, 203), zuletzt geändert am 
18. Februar 2004 (HmbGVBl. S. 69, 90, 244), wird wie folgt
geändert:
Die Landesbesoldungsordnung B wird wie folgt geändert:
1. Im Text zur Besoldungsgruppe 3 wird der Punkt hinter der

Amtsbezeichnung „Leitender Veterinärdirektor“ durch ein
Komma ersetzt und folgende Textstelle angefügt:
„Körperschaftsbeamte:
Direktor bei dem Statistischen Amt für Hamburg und
Schleswig-Holstein – als Mitglied des Vorstands –, soweit
nicht in der Besoldungsgruppe 4.“

2. Der Text zur Besoldungsgruppe 4 erhält folgende Fassung:
„Besoldungsgruppe 4

Bezirksamtsleiter,

Direktor bei dem Rechnungshof,

Erster Baudirektor, soweit nicht in der Besoldungs-
gruppe 6,

Hamburgischer Datenschutzbeauftragter,

Oberbranddirektor,

Polizeivizepräsident,

Körperschaftsbeamte:

Direktor bei dem Statistischen Amt für Hamburg und
Schleswig-Holstein – als Mitglied des Vorstands –, soweit
nicht in der Besoldungsgruppe 3.“

3. Im Text zur Besoldungsgruppe 6 wird die Textstelle „Ham-
burgischer Datenschutzbeauftragter,“ gestrichen.

Sechstes Gesetz
zur Änderung des Hamburgischen Besoldungsgesetzes

Vom 30. November 2004

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz: 

Ausgefertigt Hamburg, den 30. November 2004.

Der Senat

Drittes Gesetz
zur Änderung des Hamburgischen Schulgesetzes

Vom 30. November 2004

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

Das Hamburgische Schulgesetz (HmbSG) vom 16. April
1997 (HmbGVBl. S. 97), zuletzt geändert am 18. Februar 2004
(HmbGVBl. S. 67, 68), wird wie folgt geändert:

1. § 32 erhält folgenden neuen Absatz 5:

„(5) Unbeschadet dessen kann die Schule die frühere Erzie-
hungsberechtigten volljähriger Schülerinnen und Schüler
über

1. die Nichtversetzung

2. die Nichtzulassung zur Abschlussprüfung,

3. das Nichtbestehen der Abschlussprüfung,

4. die Entlassung aus einer Schulform wegen zweifacher
Verfehlung des Klassenziels,

5. Ordnungsmaßnahmen gemäß § 49 Absatz 4 Nummern 4
bis 6 sowie diesen Maßnahmen vorhergehende Ankün-
digungen sowie

6. die Beendigung des Schulverhältnisses durch die
Schülerin oder den Schüler

unterrichten. Gleiches gilt, wenn die Zulassung zur
Abschlussprüfung oder deren Bestehen gefährdet sind.
Auch über sonstige schwerwiegende Sachverhalte, die das
Schulverhältnis wesentlich beeinträchtigen, kann eine
Unterrichtung der früheren Erziehungsberechtigten erfol-
gen. Die volljährigen Schülerinnen und Schüler werden in
der Regel vorab über entsprechende Auskünfte von der
Schule in Kenntnis gesetzt. Diese Regelung findet keine
Anwendung, soweit die Schülerin oder der Schüler das
21. Lebensjahr vollendet oder den bestehenden Bildungs-
gang nach Vollendung des 18. Lebensjahres begonnen hat.“

2. § 49 Absatz 6 Sätze 4 bis 6 werden durch folgenden Satz
ersetzt:

„Über die Verhängung von Ordnungsmaßnahmen sind die
Erziehungsberechtigten zu unterrichten, in den Fällen
einer Ordnungsmaßnahme nach Absatz 4 Satz 2 Nummern
4 bis 6 können gemäß § 32 Absatz 5 auch die früheren Erzie-
hungsberechtigten volljähriger Schülerinnen und Schüler
unterrichtet  werden.“

Ausgefertigt Hamburg, den 30. November 2004.

Der Senat
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Artikel 1

Sechsundzwanzigstes Gesetz 
zur Änderung des Hamburgischen Beamtengesetzes

In § 135 Absatz 1 Satz 1 des Hamburgischen Beamtengeset-
zes in der Fassung vom 29. November 1977 (HmbGVBl. S. 367),
zuletzt geändert am 23. Juni 2004 (HmbGVBl. S. 274), wird am
Ende der Nummer 6 ein Komma angefügt sowie folgende
Nummer 7 eingefügt:

„7. Präsident, hauptamtlicher Vizepräsident oder Kanzler einer
Hochschule“.

Artikel 2

Siebentes Gesetz 
zur Änderung des Hamburgischen Besoldungsgesetzes

Das Hamburgische Besoldungsgesetz in der Fassung vom
22. Mai 1978 (HmbGVBl. S. 169, 203), zuletzt geändert
am 30. November 2004 (HmbGVBl. S. 464), wird wie folgt
geändert:

1. In § 3 wird die Textstelle „Besoldungsordnungen A und B“
durch die Textstelle „Besoldungsordnungen A, B und W“
ersetzt.

2. Hinter § 3 wird folgender § 3 a eingefügt:

„§ 3 a

Besoldung der Professoren und
der hauptamtlichen

Mitglieder der Präsidien von Hochschulen

(1) Über die Gewährung von Leistungsbezügen nach § 33
des Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG) in der Fassung vom
6. August 2002 (BGBl. I S. 3022), zuletzt geändert am 30. Juli
2004 (BGBl. I S. 2027, 2028), in der jeweils geltenden
Fassung, an Mitglieder des Präsidiums einer Hochschule
entscheidet die für das Hochschulwesen zuständige
Behörde; der Hochschulrat ist zu hören. Über die
Gewährung von Leistungsbezügen an den Dekan und die
Prodekane des Fachbereichs Medizin des Universitätsklini-
kums Hamburg-Eppendorf (UKE) entscheidet das Kurato-
rium auf Vorschlag des Vorstands. Über die Gewährung von
Leistungsbezügen an den Rektor sowie den stellvertreten-
den Rektor der Fachhochschule für Öffentliche Verwaltung
entscheidet die für das Personalwesen zuständige Behörde.
Über die Gewährung von Leistungsbezügen an Professoren
entscheidet das Präsidium der Hochschule, im UKE der
Dekan, bei Professuren mit Krankenversorgungsaufgaben
im Einvernehmen mit dem Vorstand, in der Fachhoch-
schule für Öffentliche Verwaltung der Rektor sowie der
stellvertretende Rektor, letztere im Einvernehmen mit den
jeweils zuständigen Behörden nach dem Gesetz über die
Fachhochschule für Öffentliche Verwaltung vom 22. Mai
1978 (HmbGVBl. S. 183, 203), zuletzt geändert am 18. Juli
2001 (HmbGVBl. S. 171, 200 und 251, 255), in der jeweils
geltenden Fassung.

(2) Die durchschnittlichen Besoldungsausgaben für den in
§ 34 Absatz 1 Satz 1 BBesG genannten Personenkreis wer-
den für das Jahr 2001 für den Bereich der Fachhochschulen
auf 61 000 Euro und für den Bereich der Universitäten und
gleichgestellten Hochschulen auf 71 000 Euro festgestellt.

(3) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu
bestimmen,

1. das Nähere über die Gewährung von Leistungsbezügen,
insbesondere über ihre Bemessung, ihre Teilnahme an
den regelmäßigen Besoldungsanpassungen und ihre
Ruhegehaltfähigkeit sowie über die Voraussetzungen
und Verfahren für ihre Gewährung, 

2. dass Forschungs- und Lehrzulagen aus der Hochschule
zugeflossenen Mitteln privater Dritter nach § 35 Absatz
1 BBesG an Professoren vergeben werden können, sowie
die dafür geltenden Voraussetzungen und Verfahren.

(4) Der Senat kann die in Absatz 3 enthaltenen Ermächti-
gungen zum Erlass einer Rechtsverordnung auf die für das
Hochschulwesen zuständige Behörde weiter übertragen mit
der Maßgabe, dass die Verordnung im Einvernehmen mit
der Senatskanzlei, der für die Finanzen sowie der für das
Personalwesen zuständigen Behörden erlassen wird.“

3. Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

Hinter der Landesbesoldungsordnung B wird folgende
Landesbesoldungsordnung W angefügt:

„Landesbesoldungsordnung W

Besoldungsgruppe 2

Kanzler 

– der HWP – Hamburger Universität für Wirtschaft und
Politik,

– der Hochschule für bildende Künste,

– der Hochschule für Musik und Theater.

Besoldungsgruppe 3

Kanzler 

– der Universität Hamburg,

– der Hochschule für Angewandte Wissenschaften Ham-
burg,

– der Technischen Universität Hamburg-Harburg,

Vizepräsident 

– der Universität Hamburg,

– der Hochschule für Angewandte Wissenschaften Ham-
burg,

– der HWP – Hamburger Universität für Wirtschaft und
Politik,

– der Hochschule für bildende Künste,

– der Hochschule für Musik und Theater,

– der Technischen Universität Hamburg-Harburg,

Präsident 

– der Universität Hamburg,

– der Hochschule für Angewandte Wissenschaften Ham-
burg,

– der HWP – Hamburger Universität für Wirtschaft und
Politik,

– der Hochschule für bildende Künste,

– der Hochschule für Musik und Theater,

– der Technischen Universität Hamburg-Harburg.“

Hamburgisches Professorenbesoldungsreformgesetz 
Vom 30. November 2004

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz: 
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Artikel 3
Drittes Gesetz zur Änderung des

Hamburgischen Hochschulgesetzes

Das Hamburgische Hochschulgesetz vom 18. Juli 2001
(HmbGVBl. S. 171), zuletzt geändert am 27. Mai 2003 (Hmb-
GVBl. S. 138, 170, 228), wird wie folgt geändert:
1. § 80 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:
„Bestellt werden soll nicht, wer vor Ablauf der Amtszeit
nach Satz 1 das 65. Lebensjahr vollenden würde; dies
gilt nicht im Fall der Wiederbestellung nach Satz 2.“

b) Folgende Absätze 5 bis 7 werden angefügt:
„(5) Wird die Präsidentin oder der Präsident aus einem
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit zur Freien und
Hansestadt Hamburg nach § 135 Absatz 1 Nummer 7
des Hamburgischen Beamtengesetzes (HmbBG) für die
Amtszeit nach Absatz 3 zur Beamtin oder zum Beamten
auf Zeit ernannt, gelten für das Beamtenverhältnis auf
Lebenszeit die Bestimmungen des § 135 a Absatz 5 
Satz 1 und Absatz 8 HmbBG über das Ruhen und das
Wiederaufleben eines solchen Beamtenverhältnisses
entsprechend. § 33 Absatz 3 HmbBG findet keine
Anwendung.
(6) Die Präsidentin oder der Präsident im Beamtenver-
hältnis auf Zeit tritt, sofern sie oder er nicht in ein
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit nach Absatz 5
zurückkehrt, in den Ruhestand, wenn
1. sie oder er während einer Amtszeit nach Absatz 3 die

gesetzliche Altersgrenze erreicht, dienstunfähig wird
oder die Amtszeit abläuft und

2. sie oder er eine Dienstzeit von mindestens zehn Jah-
ren in einem Beamtenverhältnis mit Dienstbezügen
zurückgelegt hat oder aus einem Beamtenverhältnis
auf Lebenszeit zur Beamtin oder zum Beamten auf
Zeit ernannt worden ist.

Im Übrigen ist die Präsidentin oder der Präsident aus
dem Beamtenverhältnis auf Zeit entlassen.
(7) Wird eine Präsidentin oder ein Präsident im Beam-
tenverhältnis auf Zeit nach Absatz 4 abgewählt, endet
das Beamtenverhältnis auf Zeit mit der Abwahl; die
Amtszeit gilt mit dem Zeitpunkt der Abwahl als abge-
laufen. Die Präsidentin oder der Präsident tritt mit dem
Zeitpunkt der Abwahl in den Ruhestand, wenn die
Voraussetzungen des Absatzes 6 Satz 1 Nummer 2
vorliegen.“

2. In § 82 wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) Wird eine Vizepräsidentin oder ein Vizepräsident für
die nach Absatz 1 Satz 1 festgelegte Amtszeit nach § 135
Absatz 1 Nummer 7 HmbBG zur Beamtin oder zum Beam-
ten auf Zeit ernannt, gilt § 80 Absatz 3 Satz 4 und Absätze 5
bis 7 entsprechend.“

3. In § 83 wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) Wird die Kanzlerin oder der Kanzler nach § 135 Ab-
satz 1 Nummer 7 HmbBG für die Amtszeit nach Absatz 2
Satz 2 zur Beamtin oder zum Beamten auf Zeit ernannt, gilt
§ 80 Absatz 3 Satz 4 und Absätze 5 bis 7 entsprechend.“

4. In § 84 Absatz 1 wird der Punkt hinter der Nummer 8 durch
ein Komma ersetzt und folgende Nummer 9 angefügt:

„9. Stellungnahme zur Gewährung von Leistungsbezügen
an Mitglieder des Hochschulpräsidiums.“

Artikel 4

Übergangsbestimmungen

§ 1

Planstellen der Besoldungsgruppen C 2, C 3 und C 4 stehen
nach Maßgabe der hierzu im jährlichen Beschluss der Bürger-
schaft zur Feststellung des Haushaltsplans und der Wirt-
schaftspläne getroffenen Regelungen für Professorinnen und
Professoren der Besoldungsgruppen W 2 und W 3 zur Verfü-
gung. Die sich auf Grund der Umwandlung von Planstellen der
Besoldungsgruppen C 2, C 3 und C 4 in Planstellen der Besol-
dungsgruppen W 2 und W 3 ergebende Stellenstruktur ist Maß-
stab für § 34 Absatz 2 Satz 3 BBesG.

§ 2

Sofern ein hauptberufliches Mitglied in der Hochschul-
leitung, das nach dem 31. Dezember 2003 erstmals in diese
Funktion bestellt wurde, in das Beamtenverhältnis auf Zeit
gemäß § 135 des Hamburgischen Beamtengesetzes in der Fas-
sung vom 29. November 1977 (HmbGVBl. S. 367), zuletzt geän-
dert am 23. Juni 2004 (HmbGVBl. S. 274) in Verbindung mit
Artikel 1, berufen wird, wird die seit der Bestellung bis zur
Ernennung in einem Angestelltenverhältnis zurückgelegte
Amtszeit auf die jeweils vorgeschriebene Amtszeit angerech-
net.

Artikel 5

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2005 in Kraft. 

Ausgefertigt Hamburg, den 30. November 2004.

Der Senat
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